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Aufenthaltsbestimmungsrecht bezüglich minderjähriger Mutter
Sachverhalt

Vor einigen Monaten wurde eine 17-jährige Frau aus unserer Gemeinde Mutter eines Kindes. Sie wird im Okt. 2010 volljährig. Für das Kind haben wir eine Vormundschaft nach Art. 368 ZGB errichtet. Die Amtsvormundin hat u.a. den Unterhalt des Kindes zu klären. Inzwischen hat der 25-jährige (nach Art. 370 ZGB bevormundete) Kindsvater mit Zustimmung seiner Vormundin das Kind anerkannt. Die Regelung des Unterhalts ist noch pendent; der KV ist zurzeit arbeitslos. Bislang hat die KM bei ihren Eltern in unserer Gemeinde gewohnt, wo durch den Umbau des Einfamilienhauses eine geeignete Wohnlösung möglich war. Auch der KV hielt sich jeweils dort auf. Wohnsitz hat er in einer anderen Gemeinde (am Sitz der VB).

Nun hat es Probleme zwischen den Generationen gegeben und die KM will mit dem Kind und dem KV zusammen eine Wohnung nehmen. Gleichzeitig will sie die unterbrochene Lehre wieder aufnehmen.

Die Grosseltern haben sich nun neben Fragen bezüglich Unterhaltspflicht mit folgenden Fragen an uns gewandt:

Aufenthaltsbestimmungsrecht:

Wer bestimmt, wo ihre minderjährige Tochter zusammen mit ihrem Kind wohnt? Die Eltern wollen, verständlicherweise, weil es auch um den Unterhalt ihrer Tochter geht, ein Wörtchen mitreden, bezüglich Wohnlösung für ihre Tochter.

Wir haben die Eltern dazu auf Art. 301 Abs. 3 ZGB hingewiesen, jedoch mit dem Hinweis auf das Mitbestimmungsrecht der unmündigen Mutter. Die Vormundin des KV behauptet hingegen, die KM könne mit ihrem Kind die elterliche Wohnung jederzeit verlassen, ohne jedoch eine Rechtsgrundlage nennen zu können, ist das korrekt?

Gibt es unserer Argumentation etwas hinzuzufügen oder Wichtiges zu beachten? 

Auskunftsrecht der Grosseltern:
Die Vormundin des Kindes fragt im Auftrag der unmündigen KM an, inwiefern und in welchem Umfang die Grosseltern Anspruch auf Auskünfte bezüglich ihr selber und vor allem des Grosskindes haben? Was gilt hier?

Bezüglich Unterhaltspflicht der Verwandten bei minderjährigen Eltern habe ich eine Antwort in Ihrer Dokumentation gefunden.

Erwägungen

1. Die minderjährige Mutter besitzt keine elterliche Sorge (Art. 296 Abs. 2 ZGB). Aus diesem Grund erhält das Kind eine Vormundin (Art. 298 Abs. 2 und Art. 368 ZGB). Die Möglichkeit einer Übertragung der elterlichen Sorge an den volljährigen Vater fällt hier schon deshalb ausser Betracht, weil dieser selbst entmündigt ist und deshalb keine elterliche Sorge erhalten kann (Art. 296 Abs. 2 ZGB).

2. Das Aufenthaltsbestimmungsrecht für das neugeborene Kind obliegt dessen Vormundin (Art. 405 ZGB). Diese kann das Kind seiner Mutter anvertrauen oder es in Fremdpflege geben, sei dies beispielsweise zu Grosseltern oder an einen ausserfamiliären Pflegeort in einer Pflegefamilie oder einem Heim. Ausschlaggebend ist das Kindswohl (Art. 301 und 302 ZGB).


3. Wird das Kind der minderjährigen Mutter anvertraut, wird dies nicht ohne engen Einbezug deren eigenen gesetzlichen Vertretung möglich sein, weil die minderjährige Mutter ihrerseits bis zum Erreichen der Volljährigkeit, d.h. bis zum 18. Altersjahr, der Gehorsamspflicht gegenüber Entscheidungen ihrer Eltern untersteht und ohne deren Einwilligung die häusliche Gemeinschaft nicht verlassen darf (Art. 301 Abs. 3 ZGB). An die Entscheidungen, welche ihre Eltern treffen, ist die minderjährige Mutter solange gebunden, als diese mit ihrem eigenen Kindeswohl vereinbar sind (Art. 301 Abs. 2 ZGB).

4. Was mit „Probleme unter den Generationen“ gemeint ist, ist hier nicht weiter dargelegt worden. Diese Probleme sind zu analysieren, und es ist nach Lösungen zu suchen, welche verschiedene Perspektiven im Fokus behalten:

a. Kindergerechte Betreuung und Erziehung des Neugeborenen (Art. 301 ff. ZGB)
b. Berufliche und persönliche Fortentwicklung der Mutter (Art. 302 Abs. 2 ZGB)
c. Zumutbarkeit der Unterhaltspflicht der Eltern der minderjährigen Mutter über die Volljährigkeit der Tochter hinweg bis zum Abschluss einer ersten ordentlichen Ausbildung, welche unbesehen der Mutterschaft anzustreben ist (Art. 277 Abs. 2 ZGB). 
Das bedeutet, dass im Spannungsfeld verschiedener Entscheidungsträger (1. Vormundin des Vaters, der allerdings keine elterliche Sorge hat, wohl aber Anspruch auf Beziehung zum Kind, Art. 273 ZGB; 2. Vormundin des Kindes; 3. Eltern der minderjährigen Mutter; 4. minderjährige Mutter bezüglich höchstpersönlicher Rechte, worunter namentlich ihre Beziehung zum Kindesvater zu zählen ist), eine möglichst übereinstimmende Lösung zu finden ist. Da sich zwei Professionelle im Beziehungsnetz befinden, sollte dies die Lösungsfindung erleichtern, vor allem, wenn das „Generationenproblem“ einer fachlichen Analyse unterzogen wird. 

5. Antworten:

a. Wer bestimmt, wo ihre minderjährige Tochter zusammen mit ihrem Kind wohnt? Die Eltern wollen, verständlicherweise, weil es auch um den Unterhalt ihrer Tochter geht, ein Wörtchen mitreden, bezüglich Wohnlösung für ihre Tochter. Wir haben die Eltern dazu auf Art. 301 Abs. 3 ZGB hingewiesen, jedoch mit dem Hinweis auf das Mitbestimmungsrecht der unmündigen Mutter. Die Vormundin des KV behauptet hingegen, die KM könne mit ihrem Kind die elterliche Wohnung jederzeit verlassen, ohne jedoch eine Rechtsgrundlage nennen zu können, ist das korrekt?
Den Aufenthalt der minderjährigen Mutter bestimmen, wie Sie zutreffend schreiben, deren Eltern (Art. 301 Abs. 2 und 3 ZGB), den Aufenthalt des Neugeborenen bestimmt deren Vormundin (Art. 405 ZGB). Die minderjährige Mutter schuldet ihren Eltern Gehorsam (Art. 301 Abs. 2 ZGB) und sie darf die familiäre Gemeinschaft nicht ohne Zustimmung der Eltern verlassen (Art. 301 Abs. 3 ZGB). Wäre ihr der Aufenthalt bei den Eltern nicht mehr zumutbar, müsste – wenn die Eltern nicht Hand zu einer einvernehmlichen Lösung bieten – diesen die Obhut über die minderjährige Mutter gestützt auf Art. 310 Abs. 2 ZGB entzogen werden und die minderjährige Mutter durch die Vormundschaftsbehörde ermächtigt werden, eine eigene Wohnung (z.B. mit dem Kindsvater) zu beziehen, oder sie müsste an einem andern geeigneten Ort platziert werden. Diese Platzierung beinhaltet aber nicht zwingend auch das neugeborene Kind, weil über dessen Platzierung die Vormundin entscheidet und deshalb eine übereinstimmende Lösung der vormundschaftlichen Organe anzustreben ist. Das Mitbestimmungsrecht der minderjährigen Mutter verpflichtet deren Eltern und die vormundschaftlichen Organe zu Respekt vor den Anliegen des Kindes, das Kind hat aber vor Erreichen der Volljährigkeit kein selbständiges Entscheidungsrecht, wo es wohnen will.

b. Die Vormundin des Kindes fragt im Auftrag der unmündigen KM an, inwiefern und in welchem Umfang die Grosseltern Anspruch auf Auskünfte bezüglich ihr selber und vor allem des Grosskindes haben? Was gilt hier?
Unter den gegebenen Umständen, d.h. während der Hausgemeinschaft von Grosseltern, Mutter und Kind, ist eine offene und transparente Information wohl unumgänglich. Bei einer Trennung stellt sich die Frage anders. Aus meiner Sicht sollten hier aber nicht in erster Linie Datenschutzprobleme im Vordergrund stehen. Diese können eine Rolle spielen, wenn eine Trennung von minderjähriger Mutter und deren Eltern im Interesse des Kindeswohls wichtig ist und die Grosseltern die Erziehungsarbeit von Mutter und Vormundin durchkreuzen. Dannzumal müsste auf einer detaillierter dargestellten Sachverhaltsdarstellung das Mass an zulässigem und nötigem Informationsfluss nochmals untersucht werden (vgl. zum Ganzen Daniel Rosch, Schweigen und Sprechen im System, Edition Soziothek, Bern 2005).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 10. April 2010
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